Die Handlungsempfehlungen aus dem Siebten Altenbericht und ihre Umsetzung in Bremen
Historie

Ein Altenbericht wurde erstmals im Jahr 1993 vorgelegt, der ein Gesamtbild der Lebenssituation älterer Menschen im kurz zuvor vereinten Deutschland wiedergab. Auf Beschluss des Bundestages im Jahr 1994 wird seitdem in jeder Legislaturperiode ein Altenbericht vorgelegt.
Zweiter bis Sechster Altenbericht

"Der Zweite Altenbericht (1998) widmete sich dem Thema "Wohnen im Alter". Der Anfang 2001 erschienene Dritte Altenbericht enthält eine allgemeine Bestandsaufnahme der Lebenssituation Älterer (einschließlich der Entwicklung seit der Wiedervereinigung Deutschlands), entwirft Zukunftsperspektiven und gibt Handlungsempfehlungen für jene Politikfelder, die für die Lebenssituation älterer Menschen besonders relevant sind. Der Dritte Altenbericht betont die Bedeutung individueller und gesellschaftlicher Ressourcen für ein selbstständiges, aktives und produktives Leben im Alter. Der Vierte Altenbericht (2002) trägt den Titel "Risiken, Lebensqualität und Versorgung Hochaltriger - unter besonderer Berücksichtigung demenzieller Erkrankungen". Er befasst sich eingehend mit den besonderen Bedürfnissen hochaltriger Menschen mit dem Ziel, ein realistisches Bild dieses Lebensabschnitts zu zeichnen und eine Basis für zukünftig notwendige Planungen und Entscheidungen zu schaffen. Ein Schwerpunkt wurde auf die Erarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der Versorgungssituation Demenzkranker gelegt. Der Fünfte Altenbericht (2006) trägt den Titel "Potenziale des Alters in Wirtschaft und Gesellschaft - Der Beitrag älterer Menschen zum Zusammenhalt der Generationen". Im Zentrum des Berichts stehen die Potenziale älterer Menschen, die in den Feldern Erwerbsarbeit, Bildung, Einkommenslage, Seniorenwirtschaft, Familie und private Netzwerke, Engagement und Teilhabe sowie für ältere Migrantinnen und Migranten untersucht werden. Der im Dezember 2010 veröffentlichte Sechste Altenbericht "Altersbilder in der Gesellschaft" zeigt, dass die dominierenden Altersbilder in zentralen Bereichen der Gesellschaft der Vielfalt der Lebensstile und Lebensumstände im Alter häufig noch nicht gerecht werden. Der Bericht soll eine öffentliche Debatte über angemessene Altersbilder anregen; gleichzeitig lädt er dazu ein, über die eigenen Altersbilder nachzudenken."
"Die Bundesregierung beruft dafür jeweils eine mit unabhängigen Experten und Expertinnen besetzte ehrenamtlich tätige Sachverständigenkommissionen, die werden. Die Sachverständigen-kommission erstellt in meist rund zweijähriger Arbeit ihr Gutachten. Zur Unterstützung ihrer Arbeit kann die Kommission schriftliche Expertisen von anderen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern einholen oder Expertinnen und Experten zu spezifischen Fragestellungen anhören. Schriftlich erstellte Expertisen werden anschließend an die Veröffentlichung des Berichts ebenfalls veröffentlicht. Die Bundesregierung fügt dem Sachverständigenbericht ihre Stellungnahme bei und übergibt beide Teile gemeinsam als Altersbericht dem Parlament und der Öffentlichkeit."
(Quelle aller Texte in Anführungszeichen ist das DZA, Deutsches Zentrum für Altersfragen, Manfred-von-Richthofen-Straße 2, 12101 Berlin)
Der Siebte Altenbericht

Der Siebte Altenbericht der Bundesregierung "Sorge und Mitverantwortung in der Kommune - Aufbau und Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften" (Veröffentlichung im November 2016) "…zeigt auf, welche Rolle die Kommunen für die Gestaltung des Lebens im Alter einnehmen können und einnehmen sollten. In diesem Bericht wird analysiert, welche Folgen die zum Teil großen Unterschiede zwischen Kommunen und Regionen, aber auch die sozialen Unterschiede innerhalb der Gruppe der älteren Menschen für das Leben im Alter haben. In ihren Handlungsempfehlungen fordert die Sachverständigenkommission den Bund und die Länder dazu auf, die Kommunen zu stärken und sozialer Ungleichheit entgegenzuwirken. Sie plädiert für mehr Kooperation und Vernetzung in den Handlungsfeldern, die für ältere Menschen besonders bedeutsam sind (etwa Gesundheit, Sorge und Pflege, Wohnen sowie Mobilität." (Quelle: DZA, Deutsches Zentrum für Altersfragen, Manfred-von-Richthofen-Straße 2, 12101 Berlin)

Arbeitsgruppe (AG) Altenbericht der SeniorenVertretung Bremen (SenV)
Auf die Fragen, die die "Arbeitsgruppe Siebter Altenbericht" zu den einzelnen Handlungsempfehlungen formuliert und an die Ressorts herangetragen hat, sind zum Teil umfangreiche Stellungnahmen der Senatskanzlei, der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport, des Senators für Inneres, der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, und der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz eingegangen, dankenswerterweise koordiniert vom Referat "Ältere Menschen" bei der Sozialsenatorin.
Für die SeniorenVertretung sind dabei folgenden Handlungsfelder von besonderer Wichtigkeit:

Vernetzung

Wie kann durch die Vernetzung verschiedener Aktivitäten in den Quartieren der Stadt ein koproduktives Agieren der Beteiligten möglich gemacht werden? Beispielhaft fand hierbei ein Pilotprojekt in der Vahr im Rahmen des Prozesses „Vahr 2035“ Erwähnung. Hier wird versucht, unter Beteiligung der verschiedenen Akteure, die bestehende Infrastruktur und die Angebote vor Ort auf die Bedarfe der alternden Bevölkerung anzupassen und dies gegebenenfalls mit dem weitergehenden Ziel, entsprechende kommunale "Seniorenpläne" auch für andere Quartiere zu erstellen. 
· Die SenV fordert eine intensive Beteiligung von Senior*innen als Betroffene vorort.
WiN, Wohnen in Nachbarschaften

Besondere Erwähnung fand in den Antworten auch das kommunale Handlungsprogramm WiN ("Wohnen in Nachbarschaften"), das durch einen gezielten zusätzlichen Mitteleinsatz eine positive Quartiersentwicklung unterstützen will, wie dies zurzeit in 14 Gebieten in Bremen geschieht. Ein Beispiel für kleinräumig organisierte, sozialraumbezogene Bürgerpolitik, bei der in kleinen Foren, bzw. Stadtteilgruppen Projekte im Konsensverfahren priorisiert werden. 
· Die SenV hinterfragt kritisch, ob ein angemessener Anteil an seniorenbezogenen Projekten am Handlungsprogramm WiN verwirklicht wird.
Soziale Ungleichheiten

Im Zusammenhang mit der Thematik sozialer Ungleichheiten zwischen den Ortsteilen wurde auf die Analysemethodik „Monitoring soziale Stadtentwicklung“ hingewiesen, bei der das Ausmaß einer polarisierenden Entwicklung und das Ausmaß von Segregation einzelner Bevölkerungsgruppen abgebildet wird. Es werden die Bereiche Bildung, Sicherheit, Einkommen, Arbeit und Partizipation herangezogen, eine Berechnung auf dieser Basis fand erstmalig 2016 statt. Identifiziert werden dabei Ortsteile mit sehr niedrigem, niedrigem, mittleren und hohen sozialen Status. 
· Die SenV merkt an: Zu Maßnahmen mit dem Ziel der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse wurden darüber hinaus keine Informationen gegeben.
· Der SeniorenVertretung Bremen wurden im Zusammenhang mit der Thematik „Armut im Alter“ und den Hinweisen in den Handlungsempfehlungen im Siebten Altenbericht zu den gesundheitspolitischen, pflegepolitischen, wohnpolitischen, stadt- und raumpolitischen und arbeitspolitischen Handlungsfeldern Berichterstattungen und Quellen zur Kenntnis gebracht, die noch einer weitergehenden Würdigung bedürfen.
Pflegenotstand

Im Zusammenhang mit den Bemühungen, einem drohenden Pflegenotstand in unserem Bundesland entgegenzuwirken, sind auf der einen Seite Maßnahmen auf Bundesebene zu nennen (das 2. Pflegestellenförderprogramm, das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz und die Konzertierte Aktion Pflege). Auf Landesebene ist die Bremer Pflegeinitiative hervorzuheben, ein Zusammenschluss von diversen Partnern zur Bekämpfung des Fachkräftemangels in der Pflege in Bremen. In verschiedenen Projektgruppen sollen verschiedene Themenfelder zur Verbesserung der Rahmenbedingungen erarbeitet werden. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen sollen Anfang 2020 in einer Monitoring-Veranstaltung präsentiert und diskutiert werden. 
· Jegliche Maßnahmen gegen einen drohenden Pflegenotstand werden von der SenV als prioritär angesehen, hier sind alle möglichen Handlungsoptionen besonders auch auf der Landesebene zu verstärken.
Seniorenpolitische Leitlinien

Aus dem Hause der Sozialsenatorin kommt die Information, dass im Herbst 2019 mit dem Beginn der Entwicklung von seniorenpolitischen Leitlinien zu rechnen ist. 

Dokumentation aller seniorenbezogenen Aktivitäten

In den Handlungsempfehlungen des Siebten Altenberichts wird besonders darauf hingewiesen, dass Engagement, Nachbarschaftshilfe und Selbsthilfepotenziale alter Menschen nicht als selbstverständliche Gegebenheit betrachten betrachtet werden dürfen, sie bedürfen der Unterstützung auf kommunaler Ebene. Es wird die Forderung nach einer Datenbasis und einem Monitoring auf kleinräumiger Ebene erhoben, um den Projektplan einer Dokumentation aller funktionierenden seniorenbezogenen Aktivitäten in den Quartieren zu erstellen. Aus der Stellungnahme der Sozialsenatorin geht hervor, dass das Haus beabsichtigt, eine halbe Stelle mit dem Tätigkeitsfeld der Sozial- und Fachplanung für die Zielgruppe älterer Menschen zu besetzen. 
· Die SenV hat im Laufe der vergangenen Legislaturperiode mehrfach angeregt, eine umfassende Dokumentation der seniorenbezogenen Initiativen in den einzelnen Quartieren zu erstellen und hat auch mehrfach über einzelne beispielhafte Aktivitäten berichtet.
Geriatriekonzept

Beim Thema Gesundheitsversorgung und zu haus-, fachärztlich und klinisch-stationären Versorgungsstrukturen in Bremen wird mit Recht auf die Zuständigkeiten der Bundesebene verwiesen. Gleichzeitig gibt es auf der Landesebene Bemühungen zur Verbesserung der Versorgung älterer Menschen. Eine Arbeitsgruppe des Landesgremiums nach §90a SGB V hat zur Verbesserung der Versorgung älterer Menschen ein sektorübergreifendes Geriatriekonzept erarbeitet. 
· Die SenV hat mit den Verantwortlichen im Haus der Gesundheitssenatorin in einem kurz bevorstehenden Termin die Möglichkeit, sich zu diesem Konzept zu äußern.
Telemedizin

Der Bereich Telemedizin, der von der Bundesebene vom Gesundheitsministerium mit großer Vehemenz vorangetrieben wird, und seine direkten Auswirkungen besonders auf alte und ältere Menschen ist für die Seniorenvertretung Anlass zu Sorge. Die Stellungnahme der Senatorin für Gesundheit kann diese Sorgen nicht zerstreuen. Es wird in der Stellungnahme lediglich darauf hingewiesen, dass derzeit noch nicht zuverlässig absehbar sei, welche direkten und konkreten Konsequenzen für die Senior*innen in Bremen daraus erwachsen. Es bleibe die weitere Entwicklung abzuwarten.

Gesundheitsförderung

Im Zusammenhang mit den Forderungen nach einer Implementierung von Angeboten zur Gesundheitsförderung und Primärprävention wird von der Senatorin für Gesundheit auf das o.a. Geriatriekonzept verwiesen, das sich auch mit Prävention beschäftigt. Gleichzeitig fänden in Bremen regionale, oftmals stadtteilbezogene, themenzentrierte Gesundheitskonferenzen in Bremen seit Jahren statt.

Hilfearrangements und Beratung

Zum Thema bestehender Hilfearrangements wird von Seiten der Sozialsenatoren auf innovative sozialraumorientierte Altenhilfe / "Soziales neu gestalten" (SONG) von der Bremer Heimstiftung hingewiesen. Für Beratungen zur Pflege wird verwiesen auf die vorhandenen Pflegestützpunkte, die Dienstleistungszentren und weitere Beratungsstellungen wie die DIKS und die kom.fort e.V. Damit verfüge Bremen über ein gut ausgebautes Beratungsnetz. Kom.fort e.V. wird von der Sozialsenatorin sowie vom Senator für Umwelt, Bau und Verkehr gefördert. Dieser Verein berate bei der Anpassung des Wohnraums und des Wohngebäudes an Barrierefreiheit, sowie bei Fragen der Finanzierung durch die Pflegekassen. Maßnahmen zur Wohnungsanpassung werden mit bis zu 4000 € einmalig von den Pflegekassen unterstützt. 
· Die SenV merkt an: Beratungsleistungen zur Pflege sind langfristig strukturell und finanziell ebenso sicherzustellen wie auch die Pflegestützpunkte und die Dienstleistungszentren selbst.
Bremer Wohnungswirtschaft
Im Zusammenhang mit dem Zustand der bremischen Wohnungs-wirtschaft und dort speziell der Situation älterer und älter werdenden Mieter*innen wird von Seiten der Sozialsenatorin darauf verwiesen, dass die großen Wohnungsbaugesellschaften in Bremen und Bremerhaven, GEWOBA, BREBAU, STÄWOG und andere, sich dem Thema "Wohnen im Alter" in den letzten Jahren verstärkt zugewandt hätten. Seit 2008 werde zudem die "Aufsuchende Alten Arbeit - Hausbesuche" (AA-H) von der Senatorin für Soziales gefördert (siehe auch Jahresbericht 2018 / SeniorenLotse). Technische Assistenzsysteme sind im Leistungsrecht der Kranken und Pflegekassen beinhaltet unter dem Begriff "Ambient Assisted Living" (AAL), darunter fallen alle altersgerechten technischen Anwendungen, welche in die Wohnumgebung der Nutzer integriert sind. Ziel ist es, damit ein aktives und sicheres Altern im eigenen Zuhause zu ermöglichen. Die Bremer Heimstiftung hat einzelne Elemente wie Sturzsensoren im Stiftungsdorf Arbergen modellhaft erprobt. 
· Die SenV fordert: "Verstärkte Zuwendung" der Wohnbaugesellschaften alleine reicht nicht aus! Alte und ältere Menschen müssen darin unterstützt werden in unserer Stadt bezahlbaren Wohnraum vorzufinden.
· Die SenV unterstützt die AA-H uneingeschränkt.
· Die SenV merkt an: Kooperation mit den Kranken- und Pflegekassen in dieser Sache sind nicht bekannt.

Kooperation Kommune - Land

Zum Thema Gesundheitswesen und Langzeitpflege und hier Koordinierungsaufgaben der Kommunen bei der Ausgestaltung von Infrastrukturen der Staatsfürsorge führt die Senatorin für Gesundheit aus, in unserem Stadtstaat sei eine enge Kooperation zwischen Land und Kommune bereits gegeben. Die wesentlichen Gremien im Zuständigkeitsbereich der Senatorin für Gesundheit, wie zum Beispiel der Planungsausschuss Krankenhaus oder das gemeinsame Landesgremium, beziehen jeweils beide Kommunen mit ein.

· Die SeniorenVertretung ist der Meinung: Die enge Verflechtung von Land und Kommune kann und sollte für viele Bereiche unseres Gemeinwesens, auch für Aufbau und Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften, als Chance gesehen werden und mögliche Handlungsoptionen eröffnen.
Ausblick: Der Achte Altenbericht
Der Achte Altenbericht für die laufende Legislaturperiode ist mit dem Thema "Ältere Menschen und Digitalisierung" von der Bundesregierung in Auftrag gegeben worden. Die SeniorenVertretung Bremen verspricht sich von der Arbeit der Expertenkommission Handlungsempfehlungen zu diesem brandaktuellen Thema der Auswirkungen des Technisierungs-prozesses auf die älteren Menschen. 

· Die SenV wird auf der Basis der Ergebnisse des neuen Altenberichts an dieser Stelle erneut den Dialog mit den zuständigen Ressorts suchen.
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